
IG Volksmeinung: Pro 
Eine Verfassungsinitiative ist 
der einzig mögliche Riegel: 
Mit einem Ja zur Initiative 
müssen die Spielbanken im 
Land in fünf Jahren komplett 
schliessen. Dieser Schritt ist 
nur noch auf Verfassungsebene 
möglich. 

Die Marktöffnung war fahr -
lässig: Durch den Wechsel 
vom Konzessions- zum Bewilli-
gungssystem sind zu viele 
Casinos entstanden. Die 
Anzahl lässt sich nicht mehr 
durch Gesetze kontrollieren. 

Bewilligungsstopp geht in 
die falsche Richtung: Dass bis 
2025 keine neuen Spielbanken 
mehr eröffnet werden dürfen, 
hilft nur den bestehenden 

Betrieben. Ausserdem wird das 
Problem durch die zeitliche 
Befristung nur aufgeschoben, 
aber nicht gelöst. 

Der Markt reguliert sich 
nicht von allein: Auch wenn 
die Marktmechanismen spie-
len, sind so viele Casinos für 
das kleine Land Liechtenstein 
nicht grössenverträglich.  

Casinos fördern Suchtver-
halten: Neben dem Geldspiel, 
das Existenzen zerstören kann, 
verlocken die Betriebe auch 
zum Konsum von Nikotin und 
Alkohol. 

Auch Sperrlisten nützen zu 
wenig: Auch der geplante 
Austausch von Sperrlisten mit 

der Schweiz ist nicht zielfüh-
rend. Zu viele Spielerinnen und 
Spieler kommen aus Ländern, 
mit denen kein Abkommen 
besteht.  

«Geld scheffeln» ist nicht die 
Antwort: Der Staatshaushalt 
ist nicht auf die Geldspiel -
erträge angewiesen. Statt auf 
Casinos sollte Liechtenstein 
auf Wirtschaftszweige setzen, 
die einen sinnvollen Wert 
schaffen. 

Die vielen Spielbanken sind 
rufschädigend fürs Land: 
Liechtenstein ist zum «Casino-
Hotspot» in Europa geworden. 
Das wirft ein schlechtes Licht 
aufs Land und macht es zu 
einem verrufenen Standort. 

Regierung und Casinoverband: Kontra 
Ein absolutes Verbot schiesst 
übers Ziel hinaus: Eine Wirt-
schaftsbranche komplett zu 
verbieten, hält die liechtenstei-
nische Regierung für «über-
schiessend». 

Ein Bewilligungsstopp ist 
bereits verabschiedet: Das 
geplante Moratorium sieht vor, 
dass auf drei Jahre befristet 
keine neuen Geldspielbetriebe 
in Liechtenstein mehr öffnen 
dürfen. 

Höhere Geldspielabgabe 
macht Markt unattraktiver: 
Dass die Casinos künftig 
deutlich mehr Abgaben an den 
Staat abliefern müssen, hilft 
zusätzlich, die «Casinoflut» 
einzudämmen. 

Ein Verbot hilft nicht gegen 
Sucht: Das Spielsuchtrisiko 
wird durch ein Verbot nicht 
reduziert. Spieler werden 
stattdessen aufs Ausland 
ausweichen – oder illegale 
Angebote nutzen.  

Namhafte Beiträge an die 
Staatskasse: Seit dem Jahr 
2017 haben die ansässigen 
Casinos mit Geldspielabgaben 
und Ertragssteuern einen 
Beitrag von rund 117 Millionen 
Franken an das Land und die 
Gemeinden geleistet. 

Die Regulierung ist sehr 
streng: Die Geldspielbranche 
ist einer der am stärksten 
überwachten Wirtschaftszwei-
ge in Liechtenstein.  

Wirtschaftsfreundlicher Ruf 
steht auf dem Spiel: Wenn 
Liechtenstein eine neue wirt-
schaftliche Tätigkeit schon 
nach wenigen Jahren nach der 
Marktöffnung wieder verbie-
tet, schadet das dem Ruf als 
verlässlichem Wirtschafts-
standort. 

Die Vorgaben zum Spieler-
schutz greifen: Die Mitarbei-
tenden in den Casinos müssen 
geschult sein, um Spielsucht 
frühzeitig zu erkennen und 
Massnahmen zu ergreifen. 

Grenzüberschreitende 
Kooperation wird verstärkt: 
Ein Abkommen über den 
Austausch von Sperrlisten mit 
der Schweiz ist unterzeichnet.

Casinoverbot: Die Argumente der Befürworter und Gegner 
Die Wahlunterlagen für die Volksabstimmung sind in den Haushalten angekommen. Die Stimmberechtigten haben noch gut zwei Wochen 
Zeit für die Meinungsbildung. Eine Übersicht, was aus Sicht der Initianten und Gegner für und gegen ein Casinoverbot spricht. Valeska Blank

WEF: Aufregende und fordernde Tage
Am Montag beginnt das WEF in Davos: Mit dabei sind der Regierungschef sowie der Erbprinz. Und: Zahlreiche Polizisten aus dem Land. 

Desirée Vogt 

Nach zwei Jahren Coronapan-
demie – 2021 blieb es virtuell 
und 2022 wurde es auf den 
Frühsommer verschoben – 
kann vom 16. bis 20. Januar 
wieder das traditionelle World 
Economic Forum in Davos als
Wintertreff durchgeführt wer-
den. Nach Angaben des WEF 
werden mehr als 2700 Gäste 
aus 130 Ländern, unter ihnen 
52 Staats- und Regierungschefs,
erwartet. Mit dabei sind auch
Liechtensteins Regierungschef
Daniel Risch sowie Erbprinz 
Alois, der von der liechtenstei-
nischen Botschafterin in Bern, 
Doris Frick, begleitet wird. Wie
die Medienstelle von Schloss
Vaduz mitteilt, wird der Erb-
prinz voraussichtlich von 
Dienstag bis Freitag in Davos 
sein. Er werde an einer Vielzahl 
von Anlässen teilnehmen und 
mit verschiedensten Personen 
zusammentreffen. Regierungs-
chef Daniel Risch wird an der 
Eröffnung teilnehmen, die am 
Dienstag, 17. Januar, stattfindet. 
Neben den offiziellen Pro-
grammpunkten wird er auch
verschiedene bilaterale Gesprä-
che führen. 

Personenschutz und 
vieles mehr
Doch nicht nur der Regierungs-
chef und der Erbprinz werden 
kommende Woche spannende
und herausfordernde Begeg-
nungen haben. Denn auch in 

diesem Jahr unterstützen Be-
amte der Landespolizei wiede-
rum die Kantonspolizei Grau-
bünden am WEF in Davos in 
verschiedensten Bereichen. 
Wie viele Beamte zum Einsatz 
gelangen, wird aus taktischen
Gründen nicht verraten. Die 
Mitarbeitenden der Landespo-

lizei werden aber vor allem in
den Bereichen Personenschutz, 
Objektschutz, Vorspann (Be-
gleiten von Fahrzeugkonvois) 
und bei der Flugpolizei (Heli-
kopter) eingesetzt, wie Michael
Meier, stellvertretender Presse-
sprecher der Landespolizei, auf 
Anfrage mitteilt. Diese Beam-

ten wurden bzw. werden übri-
gens in regelmässigen Trai -
nings einer Spezialausbildung 
unterzogen bzw. die vorgängig 
beschriebenen Bereiche re-
gelmässig während des Jahres
trainiert. «In sicherheits-, ver-
kehrs- und kriminalpolizei -
lichen Bereichen arbeiten wir 

eng mit unseren Kollegen in der 
benachbarten Schweiz zusam-
men. Aufgrund dieser Zusam-
menarbeit und gemeinsamer
Trainings können Einsätze wie 
das WEF in Davos grenzüber-
schreitend gemeistert wer -
den», so Meier. Die Mitarbeiter 
der Landespolizei werden zu-

dem während der gesamten 
Dauer des WEF in Davos und in 
der Umgebung im Einsatz ste-
hen.  

Ein ganz besonderer 
Einsatz für die Polizisten 
Nicht nur Regierungschef Da-
niel Risch und Erbprinz Alois 
werden also auf hochkarätige
Gäste treffen – sondern auch
die Polizisten. Und so ist es 
durchaus ein besonderer Ein-
satz, wie Michael Meier bestä-
tigt. Eben nicht nur, weil die Po-
lizisten im «Ausland» im Ein-
satz stünden und das gelernte
Spezialwissen in «realen» Ein-
sätzen in Zusammenarbeit mit 
Kollegen aus den verschiedens-
ten Ländern umgesetzt werden
könne. Sondern eben auch, weil 
man VIPs und Polizeibeamte 
aus aller Welt kennenlerne, was
sonst wohl nicht möglich wäre. 
«Die oft langen Einsatzzeiten 
und die verantwortungsvolle 
Aufgabe, für die Sicherheit ei-
nes Staatspräsidenten, Politi-
kers oder Wirtschaftsmagnaten 
verantwortlich zu sein, fordert 
die Polizistinnen und Polizisten 
auf jeden Fall.» 

Der ukrainische Präsident
Selenski hat übrigens schon frü-
her angekündigt, wieder am Fo-
rum teilzunehmen. Er dürfte 
aber voraussichtlich – wie das 
letzte Mal – über Video zuge-
schaltet werden. Möglicherwei-
se wird erneut die ukrainische 
First Lady Olena Selenska in 
Davos vertreten sein.

Im vergangenen Mai traf Regierungschef Daniel Risch auch auf Kiews Bürgermeister Vitali Klitschko und seinen Bruder Wladimir. Bild: Keystone
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